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AHV ist das sichere Fundament der Altersvorsorge

Senkung des BVG-Umwandlungssatzes: Überreaktion vermeiden

Der Bundesrat will den Umwandlungssatz tiefer und schneller senken als in der ersten BVG-Revision vorgesehen. Für Travail.Suisse ist dieses Anliegen aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung und gesunkener Renditeerwartungen grundsätzlich nachvollziehbar. Das Tempo, das vom Bundesrat vorgelegt wird, ist jedoch inakzeptabel. Zudem zeigt diese erneute Rentensenkung in der zweiten Säule ein weiteres Mal, dass vor allem für Personen mit tieferen und mittleren Einkommen nur die AHV ein sicheres Fundament der Altersvorsorge bieten kann.

Der Umwandlungssatz ist im Kapitaldeckungsverfahren eine zentrale Grösse. Mit dem Umwandlungssatz wird zum Zeitpunkt der Pensionierung das bisher angesparte Alterskapital in eine lebenslängliche Rente umgerechnet. Ein Umwandlungssatz von 7.2 Prozent, wie er lange Zeit gültig war, bedeutet bei einem Alterskapital von 100'000 Franken eine Jahresrente von 7'200 Franken. Wird der Umwandlungssatz gesenkt, sinkt also die jährliche Rente.

Lebenserwartung und Renditeerwartung bestimmen den Umwandlungssatz

Die Höhe des Umwandlungssatzes wird vor allem durch zwei Grössen bestimmt. Zum einen spielt die Lebenserwartung eine zentrale Rolle. Schliesslich muss das Kapital ausreichen, um für den Rest des Lebens eine Rente zu bezahlen. Im Einzelfall stimmt das natürlich meistens nicht genau. Aber über den Durchschnitt der Versicherten hinweg muss die Rechnung für eine Pensionskasse aufgehen, sonst kann sie die Renten eines Tages nicht mehr bezahlen. Das heisst auch, dass eine steigende Lebenserwartung zu einem sinkenden Umwandlungssatz führt.
Der zweite sehr wichtige Faktor ist der so genannte technische Zinssatz. Dieser Zinssatz besagt, wie hoch das Alterskapital nach der Pensionierung noch verzinst werden kann. Denn das Kapital ist ja mit der Pensionierung nicht auf einen Schlag weg, sondern reduziert sich Jahr für Jahr um den Betrag der ausbezahlten Rente. Der verbleibende Restbetrag kann weiterhin angelegt werden bzw. bleiben. Diese Tatsache muss bei der Berechnung der Rente auch berücksichtigt werden. Das geschieht, indem der Umwandlungssatz höher angesetzt wird, als es die Lebenserwartung allein zulassen würde.
1. BVG-Revision: Lebenserwartung korrekt berücksichtigt, 
Renditen tendenziell optimistisch eingeschätzt
Bereits in der 1. BVG-Revision war die Senkung des Umwandlungssatzes ein grosses und umstrittenes Thema. Damals wurde vor allem über die Auswirkungen der steigenden Lebenserwartung gestritten. Das Parlament einigte sich dann auf eine Senkung des Umwandlungssatzes von 7.2 auf 6.8 Prozent bis im Jahr 2015. Damit wurde, das zeigen auch neuere Untersuchungen, der Anstieg der Lebenserwartung korrekt berücksichtigt. Hier besteht also kein Anpassungsbedarf mehr.
Bei der zweiten grundlegenden Grösse gingen die Berechnungen bei der 1. BVG-Revision von einer Rendite von 4.5 Prozent aus. Das ist im langjährigen Durchschnitt keineswegs verwegen. Nach dem Börsencrash und einer Phase mit tiefer Inflation und tiefen Zinsen scheint es heute trotzdem tendenziell eher optimistisch zu sein, für die Bestimmung des Umwandlungssatzes von einer jährlichen Rendite von über 4 Prozent auszugehen. 

Weitere Senkung diskutabel, aber Überreaktion vermeiden
Für Travail.Suisse ist eine weitere Senkung des Umwandlungssatzes aufgrund einer neuen Einschätzung zukünftiger Renditen durchaus diskutabel. Denn ein zu hoher Umwandlungssatz führt dazu, dass die aktiven Versicherten, das heisst die heutigen Arbeitnehmenden, mit (zu) hohen Beiträgen die laufenden Renten zu finanzieren haben. Und das ist weder im Interesse der Arbeitnehmenden noch der Witz des Kapitaldeckungsverfahrens. 

Gleichzeitig darf es aber für Travail.Suisse nicht zu einer Überreaktion kommen. Wer jetzt beispielsweise den Umwandlungssatz aufgrund der heutigen Obligationenzinsen, wenn möglich noch mit einem Abschlag, festlegen will, hat nicht mehr das Wohl der versicherten Arbeitnehmenden im Auge. Denn jede vernünftige Anlagestrategie muss auch Aktien und andere Realwerte berücksichtigen. Und damit ist es auch gerechtfertigt, die im langjährigen Durchschnitt deutlich höheren Renditen von Aktien und Immobilien für die Bestimmung des Umwandlungssatzes zu berücksichtigen. 
Senkung auf 6.4 Prozent bis 2011 ist inakzeptabel
Auch wenn eine mögliche Senkung durchaus diskutiert werden kann, so ist das Tempo, das der Bundesrat bei dieser Senkung vorschlägt, inakzeptabel. Eine Senkung des Umwandlungssatzes auf 6.4 Prozent bis 2011 führt dazu, dass das gleiche Alterskapital innert vier Jahren zu einer 10 Prozent tieferen Rente führt. Mit einer solchen Vorgehensweise wird das Vertrauen in die zweite Säule unterminiert und auch die viel gepriesene Selbstverantwortung ad absurdum geführt. Denn eine um 10 Prozent tiefere Rente ist auch bei einer vorausschauenden und durchaus selbstverantwortlichen Lebensplanung für einen normalen älteren Arbeitnehmenden innert so kurzer Zeit nicht kompensierbar. 
Flankierende Massnahmen: Möglichkeiten der AHV nutzen

Die Senkung des Umwandlungssatzes zeigt – nach Rentenklau-Debatte und Sanierungs-Hysterie – ein weiteres Mal die grossen Unsicherheiten, mit der die zweite Säule behaftet ist. Sie macht deshalb auch klar, dass allein die AHV das sichere Fundament der Altersvorsorge bildet. 
Das muss auch bei der Frage der flankierenden Massnahmen, die der Bundesrat offen lässt, berücksichtigt werden. Denn gerade für Personen mit tieferen und mittleren Einkommen, für die der Ausgleich der Rentenkürzung entgegen den Ausführungen des Bundesrates durchaus wichtig ist, kann dieser Ausgleich zu einer Rentenkürzung im BVG schneller, effizienter und erst noch billiger über eine Anhebung der AHV-Minimalrenten erfolgen. Das ist für Travail.Suisse ganz klar der besser Weg, als über höhere Lohnbeiträge die Arbeitnehmenden zusätzlich zu belasten und noch mehr Geld für die Altersvorsorge den unberechenbaren Entwicklungen der Finanzmärkte auszusetzen.
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